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I 

Inhalt. a | Nun find aber nach § 11, Punkt 1 der Gemeindewahlordnung 

von der Wählbarkeit zum Gemeinde⸗Ausſchuſſe die Beamten der vorge⸗ 

Ein Lapſus in dem Geſetze vom 25. Juli 1864, L. G. Bl. Nr. 15 | Testen politiſchen Behörde, ſomit auch der politiſchen Bezirksbehörde, 

betreffend die aden e in Böhmen. Von J. W., daher auch der Vorſteher der letzteren ausgenommen, er kann alſo auch 

Mi e e A 72 in die Bezirksvertretung nicht gewählt, nicht deren Mitglied werden, 
enen eee 7 0 daher auch nicht an der Abſtimmung Theil nehmen. 

Zur Frage der behördlichen Beſtätigung von Jagdpacht⸗Verlängerungsverträgen. Es könnte eingewendet werden, daß dies nur bezüglich der 


iti indlichen Licenzgebühren (Vogelfanggebühren). Berechtigung ; 1 h 8 
eh Genera a Einheburg ſolcher Gebühren e | Gru ih ° ae en ee > a a > = b 7 A 
Wer hat die Koſten für die Intervention der Abgeordneten des Staates, Patro- | weil der 8 ieſes Geſetzes als wählbar zur Bezirksvertretung die 
nates und Intercalar⸗ (geligions⸗) Fondes bei Vornahme der in Bezug auf in den Gruppen a und b Wahlberechtigten, dann die in einem Gemeinde⸗ 
Verlaſſenſchaften höherer geiſtlicher Würdenträger gerichtlich aufzunehmenden Ausſchuß des Bezirkes Wählbaren bezeichnet, daher der Vorſteher der 
Sicherſtellungsacte zu tragen? politiſchen Bezirksbehörde, wenn er in den Gruppen a oder b wahl⸗ 
Die Anordnungen einer Gemeinde aus ſanitäts polizeilichen Gründen können nicht | berechtiget wäre, dadurch auch wählbar würde. 
enen. | Allein abgeſehen davon, daß es kaum einen Bezirk gibt, in 
Notiz. welchem der Vorſteher ſeiner politiſchen Bezirksbehörde der Gruppe 
Verordnungen. „a oder b angehören werde, fo iſt er, auch wenn dies der Fall wäre, 
Perſonalien. doch nicht wählbar, weil der 8 21 dieſes Geſetzes bezüglich der Gruppen 
Erledigungen. keinen Unterſchied macht, und alle von der Wählbarkeit zur Gemeinde⸗ 
vertretung Ausgenommenen ohne Unterſchied der Gruppen von der 
Wählbarkeit zur Bezirksvertretung ausnimmt. 


1 N . 4 Art? Dieſe Anſicht findet ihre weitere Begründung in dem Alinea 2 
Ein Fapfus in dem Geſetze vom 25. Zuli 1864, dieſes 8 21, welches lautet: „Dienende Dfficiere und Militärparteien 


. 6. Bl. Ar. 29, betreffend die Bezirks vertretungen mit Officierstitel, welche zur Gruppe des großen Grundbeſitzes gehören, 
1 G 8 5 = 3 ? 9 ſind zwar wahlberechtigt, können aber ihr Stimmrecht nur durch einen 


in Böhmen. Bevollmächtigten ausüben.“ 
Von J. W., £ k. Bezirkshauptmann in Böhmen. | Dieſe Beſtimmung bezieht ſich ſowohl auf das Wahlrecht, als 


auch auf die Wählbarkeit der in dieſem Alinea genannten Perſonen und 

Im $ 78 des obigen Geſetzes iſt beſtimmt, daß der Vorſteher | enthält eine von dem erſten Minen abweichende Verfügung für den ein⸗ 

der politiſchen Bezirksbehörde — welcher in Ausübung des Aufſichts⸗ zigen Fall, als dieſe Perſonen zur Gruppe a gehören, die Verfügung 

rechtes der Staatsverwaltung über die Bezirksvertretungen das Recht nämlich, daß fie ungeachtet des 8 2 der Gemeindewahlordnung wahl⸗ 
hat, den Sitzungen derſelben beizuwohnen und jederzeit das Wort zu berechtigt find. 


ergreiſen — an den Abſtimmungen nur dann Theil nimmt, wenn er Denn nach § 2 der Gemeindewahlordnung ſind ſie von dem 
Mitglied der Bezirksvertretung iſt. Wahlrechte, ſomit auch nach $ 10 der Gemeindewahlordnung von der 
Dasſelbe Geſetz beſtimmt aber, daß der Vorſteher der politiſchen Wählbarkeit zur Gemeindevertretung ausgenommen und nur im Falle 
Bezirksbehörde niemals Mitglied der Bezirksvertretung ſein kann! des 8 17 der Gemeindeordnung, wenn fie nämlich in der Gemeinde 
Die Bezirksvertretung beſteht nach 8 6 dieſes Geſetzes aus Ver⸗ zur Virilſtimme berechtigt find, können fie nach dieſem 8 17, dann nach 
tretern der Intereſſen⸗Gruppen $ 5 der Gemeindewahlordnung das Wahlrecht, jedoch nicht perſönlich, 
a) des großen Grundbeſitzes, ſondern nur durch Bevollmächtigte ausüben. 
b) der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels, | Alinea 2 des § 21 dieſes Geſetzes überträgt alſo die bezüglichen 


c) der übrigen Angehörigen der Städte und Märkte, und Beſtimmungen der Gemeindeordnung und der Gemeindewah lordnung in 

d) der Landgemeinden. das Geſetz über die Bezirksvertretungen und ſpricht nur von ſolchen 

Wählbar in die Bezirksvertretung iſt nach § 20 dieſes Geſetzes Officieren und Militärparteien mit Officierstitel, welche der Gruppe a 
Jeder, der in der Gruppe a und b wahlberechtigt iſt, oder in den | angehören. 
Ausſchuß einer (o Stadt⸗ oder d Land-) Gemeinde des Bezirkes gewählt Aus dieſer taxativen Ausnahmsbeſtimmung folgt, daß auf dieſe 
werden kann. Perſonen, inſoferne fie nicht zur Gruppe a gehören und auf alle Wahl⸗ 

Ausgenommen von der Wählbarkeit zur Bezirksvertretung iſt berechtigten aller vier Gruppen, daher auch auf den Vorſteher der 
nach $ 21 dieſes Geſetzes Jeder, der von der Wählbarkeit zur Gemeinde⸗ politiſchen Bezirksbehörde nur die Beſtimmungen des erſten Alinea des 
vertretung ausgenommen iſt. § 21 dieſes Geſetzes anwendbar find. 


Hiemit iſt bewieſen, daß der Vorſteher der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde in keiner Gruppe zur Bezirksvertretung wählbar iſt, daß alſo 
bei der Faſſung des § 78 dieſes Geſetzes die weiteren Beſtimmungen 
desſelben, dann der Gemeindeordnung und der Gemeindewahlordnung 
ganz außer Acht geblieben ſind. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der behördlichen Beſtätigung von Jagdpacht⸗Verlän⸗ 
gerungsverträgen. 


Am 19. April 1877 wurde in der Sitzung des Gemeinde-Aus⸗ 
ſchuſſes von O. beſchloſſen, die Gemeindejagd dem bisherigen Pächter 


Grafen von Ch. auf weitere fünf Jahre um den Pachtſchilling von 


300 fl. (d. i. um 130 fl. mehr als in der früheren Pachtperiode), 
zu überlaſſen. Der gedachte Pächter war außerdem noch bereit — ſelbſt⸗ 
verſtändlich falls der Pachtvertrag perfect werde — Laubſtreu zu ge⸗ 
währen und den fünfjährigen Pachtſchilling im Vorhinein zu erlegen. 
Mit Bezug darauf beſchloß der Gemeinde⸗Ausſchuß in derſelben Sitzung 
ferner, daß der ganze Pachtzins zu den obhabenden Kirchenbaulich⸗ 
keiten verwendet werden ſolle. 

Der Gemeindejagdpacht⸗Prolongationsvertrag erhielt jedoch die 
Beſtätigung der politiſchen Bezirksbehörde nicht, „weil gegen den frag⸗ 
lichen Gemeindebeſchluß von einigen Grundbeſitzern in der Gemeinde eine 
Darſtellung des Inhaltes eingebracht ſei, daß die von der Gemeinde 
beſchloſſene Verwendung des Jagdpachtſchillings nach $ 8 des kaiſerl. 
Patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154 unzuläſſig 
erſcheine, auch angenommen werden dürſe, daß bei einer öffentlichen 
Licitation ein größerer Pachtzins (als 300 fl.) erzielt würde.“ Außer⸗ 
dem ordnete die erſte Inſtanz die licitatoriſche Verpachtung der Gemeinde⸗ 
jagd von O. an. Die Landesſtelle beſtätigte im Recurswege die Verfügung 
der politiſchen Bezirksbehörde. Dawider recurrirten Ignaz B. als Macht⸗ 
haber der Kirchenvermögens⸗Verwaltung in O. und zahlreiche Grund⸗ 
beſitzer aus O. Das Recurspetit zielte auf Behebung der Verfügungen 
erſter und zweiter Inſtanz und auf Beſtätigungsveranlaſſung des in Frage 
ſtehenden Prolongationsvertrages. 

Das k. k. Ackerbanminiſterium entſchied am 13. April 1878, 
3. 3190 wie folgt: 

„Das Ackerbauminiſterium findet zu eröffnen, daß kein Anſtand 
vorliegt, im Sinne des von der Gemeinde O. ordnungsmäßig geſaßten 
Beſchluſſes die Prolongation des Gemeindejagdpachtvertrages mit Grafen 
Ch. gemäß § 10 der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 257 zu veranlaſſen. Hiebei iſt jedoch, was die Ver⸗ 
wendung des Jagdpachtſchillings betrifft, nach §8 8 des kaiſ. Patentes 
vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154 vorzugehen und kann eine 
anderweitige Verwendung nur inſoweit eintreten, als ſie mit Zuſtimmung 
der betreffenden Grundbeſitzer erfolgt. Gründe: Nach $ 10 der Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriuims des Innern vom 15. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 257, hängt es von der politiſchen Behörde ab, bereits 
beſtehende Gemeindejagdpachtverträge nach Einvernehmung der Gemeinde 
auch ohne Einleitung einer öffentlichen Licitation zu verlängern. Da nun 
die Gemeinde ſich für eine ſolche Verlängerung im vorliegenden Falle 
ausgeſprochen hat, ſo iſt für die politiſche Behörde um ſo weniger ein 
Grund vorhanden, dieſem Wunſche entgegenzutreten, als bei der Ver⸗ 
längerung eine entſprechende Jagdausübung mit Sicherheit erwartet 
werden kann und als der gedachte Jagdpächter den Pachtſchilling gegen⸗ 
über dem der früheren Periode erheblich erhöht und es keineswegs auch 


nur wahrſcheinlich iſt, daß bei einer öffentlichen Verſteigerung ein ſo 


hoher Anbot wie der bereits vorliegende reſultiren würde, vielmehr recht 


90 — 

Ereditirung von gemeindlichen Licenzgebühren (Vogelfanggebüh⸗ 

ren). Berechtigung der Gemeinde zur nachträglichen Einhebung 
ſolcher Gebühren. 


Die Gemeinde L. hat die im § 4 des tiroliſchen Landesgeſetzes 
vom 30. April 1870 feſtgeſetzten Vogelfanggebühren bei Ertheilung der 
bezüglichen Licenzen von den Parteien nach § 6 des cifirten Geſetzes 
im vorhinein behoben und zwar bis incl. 1873. 

Im Jahre 1874 erhoben unter Andern auch Robert A. und 
Lazarus S. bei der Vorſtehung mündlich Einwendungen gegen die Höhe 
der Gebühren und erklärten, daß ſie eine Eingabe um Herabſetzung der 
Fanggebühren höheren Orts überreichen werden. Da die Beſchwerde⸗ 
führer wohlhabende Perſonen ſind, ließ ſich die Gemeindevorſtehung 
herbei, die Vogelſanglicenzen an dieſelben auszustellen, ohne von ihnen 
nach $ 6 die Bezahlung der Gebühr zu verlangen, weil die Gemeinde⸗ 
vorſtehung das Reſultat der in Ausſicht geſtellten Eingabe der Beſchwerde⸗ 
führer abwarten wollte. Auf den Licenzen war wegen Verpflichtung der 
Parteien zur nachträglichen Bezahlung der Gebühren nichts bemerkt; 
eben ſo wenig wegen allfälliger Befreiung von derſelben. Die Gemeinde⸗ 
vorſtehung berichtete in ihrer Aeußerung vom 4. December 1877, daß 
ſie die Licenzen gegen (mündlich erfolgte) Verpflichtung der Parteien 
zur Bezahlung der Gebühren verabfolgt habe; dieſe Verpflichtung ſei 
in mehreren Fällen auf der Matrize der Licenzkarte vorgemerkt worden. 

In dieſer Weiſe erfolgten die Licenzertheilungen pro 1874, 1875, 
1876 und 1877. Als die oben erwähnte in Ausſicht geſtellte Eingabe 
ſeitens der Parteien nicht überreicht wurde, erließ die Gemeindevor⸗ 
ſtehung auf Grund des Gemeindeausſchußbeſchluſſes vom 17. November 
1876, — mit welchem beſchloſſen wurde, daß vom Geſetze vom 
30. April 1870 in keiner Hinſicht abgewichen werden könne, daher die 
Gebühren für die in den Vorjahren ertheilten Vogelfangbewilligungen, 
da ſie nur proviſoriſch ſuspendirt waren, einzuheben ſind — den Zah⸗ 
lungsauſtrag an die Parteien zur Entrichtung der pro 1874, 1875, 
1876 und 1877 entfallenen Licenzgebühren, deren Geſammtbeitrag ſich 
bei Robert A. für 4 Roccoli auf 40 fl. und bei Lazarus S. für 
Roccoli und Schlingen in allen 4 Jahren auf 90 fl. 5 kr. belief. 

Gegen dieſe Zahlungsaufträge der Gemeinde erhoben unter Ande⸗ 
reu auch die zwei Vorgenannten bei der Bezirkshauptmannſchaft B. 
Vorſtellungen: Die Gemeinde ſei wohl zur Behebung der im 8 4 feſt⸗ 
geſetzten Gebühr im vorhinein nach § 6 berechtigt, nicht aber zur 
nachträglichen Perception derſelben befugt. *) Wenn die Recurrenten 
gewußt hätten, daß ſie noch ſpäterhin die hohen Gebühren zu zahlen 
haben, ſo hätten ſie vielleicht auf den Vogelfang verzichtet; ſie hätten 
geglaubt niedrigere Gebühren zahlen zu müſſen, weil auch in den 
benachbarten Gemeinden dieſe Gebühren herabgeſetzt wurden. 

Der Bezirkshauptmann entſchied am 18. December 1877 
wie folgt: „Da die Bemeſſung der Vogelfanggebühren nach 8 4 des 
Geſetzes vom 30. April 1870 richtig iſt; da der § 6 den Gemeinden 
das Recht ertheilt, die Licenzen im Falle der nicht erfolgenden Antici⸗ 
pandozahlung der Gebühr zu verweigern und daher durch dieſe Geſetzes⸗ 
ſtelle der Gemeinde auch die Beurtheilung überlaſſen wird, ob ſie die 
Gebühr creditiren wolle, ohne daß ſie deßhalb den Anſpruch darauf 
verliert; da den Parteien die Vogelfanglicenzen unter der ausdrücklichen 
(mündlichen) Bedingung der nachträglichen Zahlung der bezüglichen 
Gebühren ausgeſtellt wurden: werden die Beſchwerden der Parteien als 
unbegründet zurückgewieſen und die Zahlungsaufträge der Gemeinde 
beſtätigt.“ 

Anläßlich des Recurſes der Parteien entſchied die Statthalterei⸗ 
abtheilung in Trient am 14. Jänner 1878, daß der Recurs zurück⸗ 
gewieſen werde und zwar aus den Gründen der in Anwendung des 
8 93 der Gemeindeordnung erfloſſenen Entſcheidung des Bezirkshaupt⸗ 
mannes. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten Lazarus S. und Robert A. 


wohl denkbar erſcheint, daß der Meiſtbot die Summe von 300 fl. nicht an das Miniſterium, indem ſie betonten, daß die Gemeinde nicht recht⸗ 


erreicht. Der zweite Theil der hierämtlichen Entſcheidung ſtützt ſich auf zeitig die Gebühren ver 


§ 8 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154.“ 


Anmerkung des Einſenders. Intereſſant iſt, daß S 19, zu einer beſtimmten Zeit bezahlt werden müſſe, 


e 0 langt und eingehoben, ſerners die Licenzen ohne 
die Bedingung, daß eine beſtimmte (d. h. nach ihrer Ziffer) Gebühr 
ausgeſtellt habe; 


Alinea 6 des Miniſterialerlaſſes vom 11. December 1850, 3. 13.353 manche Parteien hätten die Licenz nicht eingeholt, wenn ihnen die Höhe 


betreffend Anleitung zur Verwaltung des Gemeindeeigenthums, den Aus⸗ 


ſpruch that: „Die Gemeinde hat allen Grund, mehr auf die Unbeſchol⸗ 
tenheit des Pachtluſtigen, als auf einen hohen Anbot zu ſehen.“ 
E-e. 


, 


) Der fragliche § 6 lautet: 

„Wer Vögel fangen oder ſchießen will, hat vorerſt die im § 4 beſtimmte 
Gebühr zu entrichten, und erhält hiefür einen auf feine Perſon lautenden und 
als Bewilligung nur für ſeine Perſon giltigen von dem Gemeindevorſteher aus⸗ 
geſtellten und mit dem Gemeindeſiegel verſehenen Empfangsſchein“. 


der Gebühr bekannt geweſen wäre. 
achtlaſſung des Geſetzes das Recht verloren, 
einzufordern. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 2. Mai 1878, 
3. 3012 in folgender Weiſe entſchieden: „Im Einvernehmen mit dem 
k. k. Ackerbauminiſterium wird den Recurſen des Lazarus S und 
Robert A. aus L. gegen die Entſcheidung der Statthaltereiabtheilung 
in Trient vom 14. Jänner 1878, mit welcher die Beſchwerde der 
Genannten gegen die nachträgliche Einforderung der Gebühren für 
Vogelfanglicenzen von Seite der Gemeindevorſtehung in L. vom Stand⸗ 
punkte des § 93 der Gemeindeordnung zurückgewieſen wurde, keine Folge 
gegeben, weil dadurch, daß die Gemeindevorſtehung in L gegen die 
Beſtimmung des $ 6 des Landesgeſetzes vom 30. April 1870, Nr. i 
| 


Die Gemeinde habe durch Außer⸗ 
nachträglich die Gebühren 


die Vogelfangs⸗Licenzgebühren nicht im vorhinein eingehoben hat, weder 
in dem Anſpruche der Gemeinde auf dieſe Gebühren noch in der Ver⸗ 
pflichtung der Recurrenten zur Zahlung derſelben eine Aenderung ein⸗ 
getreten iſt, daher die Gemeindevorſtehung durch die Verfügung des 
angefochtenen Zahlungsauftrages das Geſetz weder verletzt noch fehler⸗ 
haft angewendet hat. Die Gemeindevorſtehung iſt für die Zukunft zur 
genauen Beobachtung der Beſtimmung des 8 6 des obigen Landes⸗ 
geſetzes anzuweiſen.“ B. 


Wer hat die Koften für die Intervention der Abgeordneten des 

Staates, Patronates und Intercalar⸗ (Religions-) Fondes bei 

Vornahme der in Bezug auf Verlaſſenſchaften höherer geiſtlicher 

Würdenträger gerichtlich ee en Sicherſtellungsacte zu 
ragen? 

Bekanntlich ſind bei Todesfällen von Inhabern geiſtlicher Bene⸗ 
ficien im Allgemeinen neben der gewöhnlichen Nachlaßinventur auch die 
Acte der Separation des Allodvermögens von dem Vermögen der Pfründe, 
dann der Theilung der Früchte des ſogenannten canoniſchen Jahres, in 
welchem an dieſen Früchten in der Regel der Anteceſſor, der Religions⸗ 
fond als zum Genuſſe der Intercalareinkünfte berechtigt und der Suc- 
ceſſor gemeinſchaftlich Antheil nehmen, von den Gerichten vorzunehmen. 
Bei dieſen Acten, welche nicht abgeſondert, ſondern von einer und der⸗ 
ſelben Commiſſion und im Zuſammenhange vorgenommen werden, inter⸗ 
veniren kraft verſchiedener für einzelne Provinzen ergangener Anordunn⸗ 
gen (ſpeciell auch in Böhmen), wenn es ſich um Todesfälle von Mitglie⸗ 
dern der höheren Geiſtlichkeit handelt, ſtets auch Vertreter des Auer 
calarfondes (Finanzprocuratur) und des a. h Patrons. Die Frage der 
Beſtreitung der diesſalls erwachſenen Koſten, deren Höhe bei dem be⸗ 
deutenden Vermögen, welches hier in Frage kömmt, meiſt beträchtlich 
erſcheint, iſt ſchon mehrmals Gegenſtand langwieriger Eontroverſen und 
Verhandlungen bis auf die neueſte Zeit, jedoch niemals Gegenſtand 
einer eingehenden grundſätzlichen Entſcheidung geweſen. 


Sal 


Statthalterei bei Cenſurirung des Früchtentheilungsoperates (welche nach 
den beſtehenden Normen im adminiſtrativen Wege erfolgt) die eine 
Hälfte der Koſten der Intervention eines Abgeordneten der Finanz⸗ 
procuratur und des ſogenannten politiſchen Commiſſärs für ihre Inter⸗ 
vention bei den vorbezeichneten uno acto vorgenommenen Amtshand⸗ 
lungen für die Nachlaß⸗Inventur zur Gänze und die andere Hälfte 
dieſer Koſten für die Separation (der Subſtanz und der Früchte), nach 
Verhältniß der Beſitzzeit des Erblaſſers im canoniſchen Jahre, zur 
Zahlung auferlegt hatte. 

Der Recurrent wendete ein, daß das Intereſſe des Erben die 
Vertretung der Finanzprocuratur und der Regierung nicht erfordere, 
da dieſes Intereſſe nur darin beſtehe, daß das Allodvermögen conſtatirt 
und vom Pfründenvermögen ausgeſchieden werde. Jene Abgeordneten 
wahren ausſchließlich das Intereſſe der Kirche und des Staates, reſp. 
Religionsfondes, ihre Intervention ſei zudem nur durch Specialvor⸗ 
ſchriften normirt, in welchen von einem Erſatzanſpruche rückſichtlich der 
Koſten aus dem Nachlaſſe nicht die Rede iſt. 

Es können daher die Vorſchriften über die Koſtentragung bei 
Inventuren im Allgemeinen ($ 111 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguſt 
1854) hier nicht gelten. Ueberdies verordne $ 107 des Pat. vom 
9. Auguſt 1854 ausdrücklich, daß der Patron die Koſten ſeines zwar 


geſtatteten aber nicht nothwendigen Erſcheinens ſelbſt beſtreiten müſſe. 


Hingegen könne er (Erde) Anſpruch auf Antheilnahme der übrigen 
Intereſſenten an der Tragung der von ihm vorgeſchoſſenen Koſten für 
die Gerichtscommiſſäre aus Anlaß der erwähnten Acte erheben, denn 
die Inventur hatte vor Allem auch den Zweck, den Bauzuſtand der 
zur Probſtei gehörigen Gebäude ſicherzuſtellen, geſchah alſo zum Vor⸗ 
theile der Pfründe ſelbſt; die Früchtenſeparation hatte ferner den Zweck, 
zu ermitteln, welches Guthaben aus der Gebahrung im letzten Jahre 
dem Intercalare und dem Succeſſor zufalle, ſie gereichte alſo auch 
denſelben zum Vortheile. 


Dieſe Betheiligung ergebe ſich aus der Analogie des zweiten 
Abſatzes des §8 111 1. c. für Lehen und Fideicommiſſe und müſſe, da 
der Nutzen ſich nach beſtimmten Zahlenverhältniſſen nicht angeben laſſe, 
eine ſolche zu gleichen Theilen ſein. 

Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat hierüber am 
12. September 1877, Z. 4481, nachfolgende Entſcheidung gefällt. 

„Der Recurrent iſt irrig daran, wenn er behauptet, die Inter⸗ 
vention der politiſchen Commiſſäre ſei lediglich im Intereſſe der Kirche 
und des Religionsfondes gelegen geweſen, denn die Thätigkeit jeder bei 
einer Commiſſion zum Zwecke vermögensrechtlicher Auseinanderſetzung 
fungirenden amtlichen Perſon dient nicht bloß dem Vortheile jener 
Partei, welche dieſelbe zunächſt zu vertreten hat, ſondern es ziehen auch 
die anderen Parteien aus dieſer Thätigkeit den ihrem Intereſſe an dem 


Nur in Betreff der Inventuren und Separationen nach Biſchöfen geſammten Geſchäfte adäquaten Vortheil, weil eben nur das Zu⸗ 
und Erzbiſchöfen wurde mit dem Hofdecrete vom 5. März 1835, ſammenwirken aller Betheiligten die allerſeits angeſtrebte Abwickelung 
3. 4870, Nachſtehendes angeordnet: „Es kann ſich im Allgemeinen ermöglicht. Schon aus dieſem Betrachte können die Koſten der Inter⸗ 
nur an den Grundſatz gehalten werden, daß die Koſten für die unter vention der beiden politiſchen Commiſſäre nicht dem Religionsfonde 
dem allgemeinen Ausdrucke „Inventur“ eines erledigten Bisthums be⸗ allein zur. Laſt fallen. Es geht aber die Beitragspflicht des Erben zu 
griffenen Amtshandlungen immer nur denjenigen Theilen zur Laſt fallen | diefen Koſten auch aus poſitiven geſetzlichen Beſtimmungen hervor, denn 
ſollen, in deſſen Intereſſe die Amtshandlungen vorgenommen wurden. nach § 107 des kaiſerl. Bat. vom 9. Auguſt 1854 iſt für jede In⸗ 
Hieraus folgt, daß: 1. die Aufnahme des von dem verſtorbenen Biſchofe ventur nach einem geiſtlichen Pfründner die Intervention eines geiſtlichen 


hinterlaſſenen Allodvermögens (die eigentliche Inventur) als ein Act 
angejehen werden müſſe, der lediglich im Intereſſe der Erben vorge⸗ 
nommen wird, daher die Koſten von dieſen zu beſtreiten kommen; a 
2. die Inventariumsaufnahme und Ausſcheidung jenes Vermögens, 
welches einem Erz⸗ oder Bisthum angehört und dem Nachfolger über⸗ 
geben wird (Separation des Pfründenvermögens), im Intereſſe des 
Bisthums geſchieht, daher gewöhnlich die Koſten dieſer Amtshandlung 
von den Nutznießern des Bisthums getragen werden müſſen; 3. wenn 
bei der aufgenommenen Erhebung des Bauſtandes der bisthümlichen 


Commiſſärs oder eines anderen Abgeordneten der Staatsverwaltung vor⸗ 
geſchrieben und wird weiters rückſichtlich der Intervention von Vertretern 
des Staatsſchatzes und der politiſchen Behörden in Abhandlungsfällen 
nach Mitgliedern der höheren katholiſchen Geiſtlichkeit lediglich auf die 
in einzelnen Provinzen diesfalls beſtehenden Vorſchriften hingewieſen; 
es unterliegt zugleich keinem Zweifel, daß die Anweſenheit der im vor⸗ 
liegenden Falle erſchienenen zwei Commiſſäre nach den in Böhmen 
geltenden Directiven vorgeſchrieben war. Da ſohin im vorliegenden 
Falle die Anweſenheit des Vertreters des Intercalares nach der erſten, 


Gebäude und der bisthümlichen Patronatsgebäude die Erben ſich nicht jene des landesfürſtlichen Commiſſärs, welcher nicht nur für den a. h. 
zu den ihnen zuerkannten Bauerſätzen einverſtanden erklären und auf Patron, ſondern auch als politiſcher Abgeordneter überhaupt fungirte, 
eine weitere Erhebung durch Kunſtverſtändige und gerichtlichen Augen⸗ | nach der zweiten der citirten Beſtimmungen des § 107 vorgezeichnet 
ſchein dringen, wird die Frage über die Tragung dieſer Koſten von dem war, ſo iſt klar, daß die Intervention dieſer beiden Functionäre über⸗ 
gerichtlichen Erkenntniſſe abhängen und ſich benommen werden müffen, | | Haupt zur Giltigkeit des ganzen Inventursactes nothwendig erſchien und 
wie dies im Einverſtändniſſe mit dem oberſten Gerichtshofe mit der daß die bezüglichen Koſten demzufolge zum Theile auch den Erben 
Anordnung vom 6. März 1817, Z. 4747, wegen Bauherſtellungen treffen müſſen. 
bei Pfarrhöfen nach dem Ableben der Pfründner, erlaſſen worden iſt.“ In Rückſicht auf die Koſten der gerichtlichen Commiſſion muß 
Anlaß zur Entf ſcheidung obiger Frage gab in neueſter Zeit der hingegen allerdings zugeſtanden werden, daß dieſelben dem Erben allein 
Recurs eines Erben nach einem Probſte in Böhmen, welchem die nicht zur Laſt fallen können, weil auch die Amtshandlung der gericht⸗ 


lichen Commiſſäre nicht im ausſchließlichen Intereſſe des Letzteren vor⸗ 
genommen wurde. Es ſind vielmehr hier im Ganzen die drei Acte der 
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Geſetzes von der Bezirksvertretung an den Landesausſchuß zu richten, 
daß daher das Bezirksgericht in M. zur Durchführung und Entſcheidung 


Inventur des Allodialvermögens, dann jener des Pfründenvermögens dieſer Angelegenheit nicht competent war, das recurrirte Proviſorial⸗ 


und endlich die Früchtenſeparation zu unterſcheiden. Bei dem erſten 
dieſer drei Acte handelt es ſich vorwiegend um ein ſpecielles Intereſſe 
des Erben, bei dem zweiten ſowohl um ein ſolches der Pfründe, 
welcher an der unverſehrten Erhaltung ihres Vermögens gelegen iſt, 
als auch, wegen der beiden zufallenden Fruchtnießung an dem Pfründen⸗ 
vermögen, des Religionsfonds und Succeſſors; an dem dritten Acte — 


eipienten, alſo des Erben, des Intercalares und des Succeſſors, betheiligt. 

Hienach würden unter anderen Verhältniſſen, als jenen des vor⸗ 
liegenden Falles, die Koſten der Commiſſion nach den genannten drei 
Acten zu ſcheiden und nach Maßgabe des Intereſſes jeder der Parteien 
an dieſen einzelnen Acten und des ihnen aus den letzteren entſtehenden 
Vortheiles zu vertheilen ſein, wobei nach dem oben Geſagten bei jedem 
einzelnen Commiſſionsacte auch die entſprechenden Beträge für die 
Intervention der politiſchen Commiſſäre mit in Anſchlag zu bringen 
ſein würden. Im vorliegenden Falle tritt jedoch die beſondere Schwierig⸗ 
keit auf, daß, wie aus den Zufchriften vom .. . des Bezirksgerichtes N. 
als Verlaſſenſchaftsbehörde hervorgeht, die geſonderte Ermittlung der 
Koſten für die fraglichen einzelnen Commiſſionsacte nicht möglich iſt. 
Es können ſonach dieſe Koſten nur im Ganzen behandelt werden, was 
zur Folge hat, daß die Tragung derſelben als eine gemeinſame Schuld 
allen Theilhabern zur Laſt fällt. Zu dieſen Koſten gehören dann ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch jene für die Mitwirkung der politiſchen Commiſſäre, 
weil dieſe Letzteren, wie ſrüher ausgeführt wurde, überhaupt nur einen 
Theil der Koſten der ganzen Commiſſionsacte bilden, und weil auch 
bei ihnen eine Scheidung und Auftheilung auf die einzelnen Com⸗ 
miſſionsacte, welche die Trennung der gerichtlichen Koſten nach Ver⸗ 
hältniß der ſich hiebei ergebenden Tangenten zur Vorausſetzung hätte, 
nicht thunlich iſt. Demzufolge müſſen die Koſten der fraglichen Com⸗ 
miſſionsacte auf die drei Theilhaber, in deren Intereſſe dieſelben vor- 
genommen wurden, d. i. Erbe, Intercalare und Succeſſor, umgelegt 
werden, und zwar zu je gleichen Antheilen. 

Behufs Vermeidung der im vorliegenden Falle zu Tage getretenen 
Inconvenienzen wäre es wünſchenswerth, wenn bei derartigen Commiſ⸗ 


ſionen ſchon im Zuge der Verhandlungen thunlichſt genau feſtgeſtellt 
würde, welche Zeit den einen und anderen der oberwähnten drei ſelbſt⸗ 


ſtändige Zwecke verfolgenden Amtshandlungen gewidmet wurde, und 
welcher Antheil an den Koſten daher auf jeden dieſer Theilacte entfalle.“ 
- Notariats⸗Zeitſchr. 


Die Anordnungen einer Gemeinde aus ſanitäts polizeilichen Grün⸗ 
den können nicht im Beſitzſtörungsverfahren angefochten werden. 

Die Eheleute Michael und Karoline H. beſitzen am Rinhplatze 
der Stadt M. eine Realität, in welcher ſie im Jahre 1848 einen 
gemauerten Abzugscanal errichteten, durch welchen die Flüſſigkeiten aus 
dem Hoſe auf den medriger gelegenen Ringplatz geleitet wurden. Im 
Jahre 1876 errichtete die Stadtgemeinde M. ein neues Trottoir auf 


Grunde derſelben beſtätigt. 
der Früchtenſeparation endlich — iſt offenbar das Intereſſe aller Per- 
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erkenntniß aufgehoben und die Eheleute H. mit ihrem Begehren an die 
zuſtändige Adminiſtrativbehörde gewieſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 27. No⸗ 
vember 1877, Z. 13.614, dem Reviſionsrecurſe der Eheleute H. keine 
Folge gegeben und die oberlandesgerichtliche Entſcheidung aus dem 
Ger.⸗H. 


Notiz. 
(Der Inhalt des „Hausrechtes“) wird, nach einem Erkenntniſſe des 
preußiſchen Obertribunals, dahin aufgeſaßt, daß der Inhaber einer Wohnung 


berechtigt iſt, einen unbefugten Beſucher, welcher der Aufforderung, ſich zu ent⸗ 


fernen, keine Folge leiſtet, mit Gewalt aus ſeiner Wohnung zu entfernen; ſelbſt 
etwaige, dem Hinausgewieſenen dabei zugefügte körperliche Beſchädigungen 
machen den Hausherrn nicht ohneweiters ſtrafbar, vielmehr kommt es auf eine 
genauere Pruͤſung darüber an, ob der Hausherr ſchuldbarer Weiſe feine Gewalt⸗ 
thätigkeiten weiter ausgedehnt hat, als zur Erreichung des Zweckes nöthig ge⸗ 
weſen wäre. Jur. Bl. 


Berordnungen. 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 6. März 1878, 3. 16.466, be⸗ 


treffend die Führung der Tauf⸗, Trau- und Sterbematriken ſeitens der eban- 


geliſchen Pfarrämter in zwei übereinſtimmenden Originalien. 
Nachdem ſeitens der evangeliſchen Pfarrämter bei Führung der Tauf⸗, 


Trau⸗ und Sterbematriken ein ungleichmäßiger Vorgang eingehalten wird, indem 


dieſe Matriken nicht überall in zwei übereinſtimmenden Originalien 
geführt werden, findet ſich das Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit 
den Miniſterien für Cultus und Unterricht und der Juſtiz beſtimmt, nach Antrag 
des evangeliſchen Oberkirchenrathes behufs Herſtellung eines gleichmäßigen Ver⸗ 


fahrens anzuordnen, daß die evangeliſchen Seelſorger überall die Tauf⸗, Trau⸗ 


und Sterbematriken in zwei übereinſtimmenden Originalien in der 


Weiſe, wie es im Punkte 2 der mit dem Hofkanzleidecrete vom 26. November 


1829, Z. 27.811 kundgemachten A. h. Entſchließung vom 20. November 1829, 
(Franz I. polit. Geſetze und Verordnungen, Band 57, Nr. 141) vorgeſchrieben iſt, 
zu führen haben, von denen das nach der eben bezogenen Vorſchrift zu führende 
Duplicat zur Einſendung an den evangeliſchen Oberkirchenrath beſtimmt iſt. 

Dort, wo die Matriken bisher nur in einem Originale geführt und an 
den Oberkirchenrath lediglich Abſchriften eingeſendet wurden, hat die Führung 
der Matriken in zwei übereinſtimmenden Originalien mit dem Jahre 1879 zu 
beginnen. 

Von dieſer Anordnung wollen Hochdieſelben die unteren politiſchen Be⸗ 
hörden verſtändigen, und das betreffende Oberlandesgericht behufs Verſtändigung 
der Gerichte in Kenntniß ſetzen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem wirklichen geheimen Rathe und Gectionschef 
Ritter v. Schäfer anläßlich deſſen Penſionirung das Commandeurkreuz 


dem Ringplatze und bei dieſer Gelegenheit wurde auch der Abzugscanal] des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 


der Eheleute H. zerſtört und vermauert. 

Dieſelben traten gegen die Stadtgemeinde mit einer Proviſorial⸗ 
klage auf und es wurden mittelſt Proviſorialerkenntniſſes des Bezirks⸗ 
gerichtes M. die Kläger im Beſitze des Rechtes der Dienſtbarkeit des Ab⸗ 
fluſſes der Flüſſigkeiten aus ihrer Realität durch den genannten Canal auf 
dem Ringplatz geſchützt, der Stadtgemeinde die weitere Beſitzſtörung unter 
Strafe von 100 fl. unterſagt und die Herſtellung des Canals angeordnet. 

Ueber Recurs der Stadtgemeinde hat jedoch das Krakauer Ober⸗ 
landesgericht in der Erwägung, daß gemäß Zuſchriſt des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 2. Mai 1877, Z. 12.237, die Ausübung der Sanitäts⸗ 
polizei, aus welchem Titel die Stadtgemeinde ihr Recht zur Anordnung 
der Maßregeln, welche die Eheleute H. als Beſitzſtörung bezeichnen, 
herleitet, in den Bereich der Amtswirkſamkeit der Stadtgemeinde gehört, 
es daher Säche der Eheleute H. war, wenn ſie glaubten, daß die 
ſtädtiſchen Behörden bei der Ausübung ihrer Amtswirkſamkeit ihre Rechte 
angegriffen haben, gemäß § 37 des Gemeindegeſetzes ihre Beſchwerde 
an den Gemeinderath und gegen den Beſchluß desſelben gemäß $ 101 


desſelben Geſetzes an den Bezirksausſchuß und weiter gemäß § 49 des 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in 


| 
Innsbruck Dr. Karl Ritter v. Barchetti anläßlich deſſen Penſionirung den 
| Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem mit der Leitung der Bregenzer Bezirkshaupt⸗ 


| mannfchaft betrauten Hofrathe Karl Ritter v. Schwertling anläßlich deſſen 


Penſionirung die A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
Seine Majeſtät haben den Cuſtos der Schatzkammer des A. h. Kaiſer⸗ 


hauſes Auguſt Lengnick zum wirklichen Hofſecretär des k. k. Oberſtkämmerer⸗ 


amtes ernannt und die Ueberſetzung es Euſtos der II. Gruppe der kunſt⸗ 
hiſtoriſchen Sammlungen des A. h. Kaiſerhauſes Karl Thill in gleicher Eigen⸗ 
ſchaft zur Schatzkammer genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel eines Regierungsrathes be⸗ 
kleideten Inſpector der Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen Rudolf Freih. 
v. Lilienau zum Sectionsrathe im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alfons Grafen 
Aichelburg zum Miniſterialconcipiſten im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Anton Maroli zum 
Finanzrathe und den Finanzeommiſſär Johann Metlicice zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär für den Bereich der Finanzlandesdirection in Zara ernannt. 


Erledigungen. 
Arztesſtelle in der Gemeinde Anzbach. (Amtsbl. Nr. 125.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


